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Uwe Warschkow

Reichenhainer Str. 24

09126 Chemnitz

Tel: 0371/561540

Fax: 0371/5615444

E-Mail: uwe.warschkow@arcor.de
per Fax   0371 532 - 1929

Landesdirektion Sachsen
Dienststelle Chemnitz
Altchemnitzer Str. 41

09120 Chemnitz

30.03.2015
Einwendungen gegen den Plan
„Chemnitzer Modell“ Stufe 2. Ausbau Chemnitz-Thalheim
Teilabschnitt Straßenbahnstrecke

Geschäftszeichen: C32-0522/345/6

Betroffenes Grundstück: Gemarkung Altchemnitz, Blatt 519 , Flurstück 670a

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Unterzeichner ist Miteigentümer des Mietwohngrundstücks in Chemnitz, Reichenhainer Straße 24. Die Immobilie dient der Vermietung und wird als eigene Wohnung sowie für freiberufliche Zwecke der Steuerberater Warschkow & Klimmek genutzt.  

Durch die Infrastrukturmaßnahme sind meine Belange betroffen. 
Ursache für die Betroffenheit ist eine unzutreffende rechtliche Vorgehensweise durch die Stadt Chemnitz und den Zweckverband Verkehrsverbund Mittelsachsen (ZVMS). Die bürgerlichen Einwendungsmöglichkeiten und angemessenen Beteiligungen in Vorverfahren waren nicht gewährleistet. Ich bin in meinen Grundrechten als Bürger verletzt, da gesetzliche Beteiligungsverfahren die zwingend vorgesehen sind nicht durchgeführt wurden.

Aufgabenträger für den öffentlichen Straßenpersonennahverkehr (ÖSPV) für das Stadtgebiet nach § 3 ÖPNVG ist die Stadt Chemnitz. Damit ist die Stadt Chemnitz auch zuständig für den Straßenbahnverkehr nach den Regelungen der Betriebsordnung für Straßenbahnen (BoStrab). Als Aufgabenträger hat Sie den Bedarf und den Umfang der Erfordernisse im ÖPNV selbst zu regeln. Grundsätzlich kann sie diese freiwillige kommunale Aufgabe nach dem sächsischen Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit (SächsKomZG) auch an eine andere Kommune, einem kommunalen Zusammenschluss oder Zweckverband übertragen. Von einer solchen Übertragung hat die Stadt Chemnitz keinen Gebrauch gemacht. Sie regelt ihren öffentlichen Nahverkehr vielmehr durch Festlegung im Nahverkehrsplan (NVP) und durch vertragliche Betrauung der Chemnitzer Verkehrs AG (CVAG). 

Die Straßenbahntrasse war zu keinem Zeitpunkt Gegenstand eines Nahverkehrsplanes. Die Erwähnung des sogenannten „Chemnitzer Modells“ bietet keine hinreichende Rechtsgrundlage, da die Mindestanforderungen nach § 5 Abs. 2 ÖPNVG nicht erfüllt sind. Damit geht auch die Auslegung des ZVMS fehl, indem er den im NVP festgelegten Verknüpfungspunkt am Bahnhof Chemnitz-Süd als Rechtfertigung für den Bau einer Straßenbahntrasse mit einer Länge von 3000 m im Bereich der Reichenhainer Straße ansieht. 

Die Begründung des Vorhabens in Tz. 2.1ff der Feststellungsentwurf (Unterlage 1) ersetzt die notwendigen Festlegungen in einem Nahverkehrsplan nicht. Auch die Verweise auf den  Verkehrsplan der Stadt Chemnitz bzw. den Landesentwicklungsplan erfüllen die Anforderungen nicht. Mit diesen Plänen können verbindliche Auflagen zur Errichtung einer Straßenbahntrasse nicht begründet werden.

Der ZVMS ist unter Verletzung der sachlichen Zuständigkeit als Einreicher des Planantrages tätig. Als Träger der Maßnahme kommt der ZVMS nur in Betracht, wenn in rechtlich zutreffender Weise die Aufgabenträgerschaft übertragen wurde. Die Übertragung der Einzelaufgabe zur Errichtung von Straßenbahninfrastruktur konnte mangels Festlegung im NVP nicht wirksam erfolgen. 

Der ZVMS ist sachlich und personell nicht in der Lage entsprechende Infrastrukturmaßnahmen auf eigene Rechnung durchzuführen. Vielmehr erledigt er seine Aufgaben im nicht hoheitlichen Bereich durch das Tochterunternehmen Verkehrsverbund Mittelsachsen GmbH (VMS GmbH). Tatsächlich ergibt der Vertragsinhalt, dem der Stadtrat der Stadt  Chemnitz mit Beschluss B-012/2014 vom 22.1.2014 zugestimmt hat, dass die VMS GmbH die Errichtung vornehmen soll. Anders als der Zweckverband fällt die GmbH als privatrechtliches Unternehmen nicht unter den Schutzbereich des § 8 Abs. 3b PBefG. Im Ergebnis wird der VMS GmbH ein Bauauftrag erteilt, der einer gesetzlichen Grundlage entbehrt und eine unzulässige Umgehung nach § 6 PBefG darstellt.

Zudem beinhaltet die Vereinbarung mit dem ZVMS eine unzulässige Drittwirkung. Weder CVAG noch VMS GmbH können als privatrechtliche Unternehmen aus dem Vertrag begünstigt oder verpflichtet werden. Vielmehr ergeben sich haftungsrechtliche und steuerrechtliche Fragen (z.B. verdeckte Gewinnausschüttung, umsatzsteuerliche Mindest-Ist Besteuerung) die ein unangemessenes Risiko für alle Beteiligten darstellen. Darüber hinaus ist eine rechtliche anfechtbare Konstruktion geeignet, den Querverbund in der Stadt Chemnitz und die damit verbundenen Ausgleichsleistungen zu gefährden, wenn die Voraussetzungen nach § 8 PBefG und EU-Verordnung 1370/2007 insgesamt nicht eingehalten werden.

Damit wird auch die 5. Satzungsänderung des ZVMS mit der er sich für die Errichtung von Straßenbahninfrastruktur für zuständig erklärt, dem gesetzlichen Auftrag nicht gerecht. Eine Regelung die geeignet ist, der Stadt Chemnitz unabsehbaren Schaden zuzufügen kann keinen Bestand haben.
Es wird mit diesem Schreiben unmittelbar an die Landesdirektion der Antrag gestellt, die Genehmigung zur 5. Satzungsänderung vom 20. Mai 2014 wegen fehlender gesetzlicher Voraussetzungen zu widerrufen.
Unter Berücksichtigung aller Aspekte ergibt sich, dass eine Planrechtfertigung nicht vorliegt. Die Landesdirektion wird gebeten, den Planantrag zurückzuweisen.

Der Unterzeichner weist darauf hin, dass sich aus dem Vorstehenden auch ergibt, dass die Bereitstellung von Fördermitteln erheblichen Risiken unterliegt. Die Finanzierung des Projektes ist nicht gesichert, da Voraussetzung für die Gewährung von Fördermitteln des Bundes nach dem GVFG die Festlegung im NVP ist. Eine solche Festlegung liegt zweifelsfrei nicht vor. 

Die Finanzierung des Projektes ist nicht gesichert, da die Beteiligten Aufgabenträger von einer Förderquote mit 90 v.H. ausgehen. Die Zusage des Staatsministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr eine entsprechende Finanzierung für eine Stufe 2 des Chemnitzer Modell sicherzustellen, könnte entgegen der Rechtslage erfolgt sein und dürfte u.U. keinen Bestand haben. Nach Tz. 5.4.2 RL-ÖPNV beträgt der Fördersatz für Infrastrukturmaßnahmen bis zu 75 v.H. der zuwendungsfähigen Ausgaben. Nur in begründeten Einzelfällen kann der Fördersatz auf bis zu 90 v.H. erhöht werden. Bereits für die Pilotstrecke Chemnitz – Stollberg hat der Sächsische Rechnungshof in seinem Prüfbericht aus dem Jahr 2001 in Tz. 2.10 Seite 157 festgestellt, dass die innerstädtische Straßenbahnlinie nicht zum „Chemnitzer Modell“ gehört, da der innerstädtische Streckenabschnitt überwiegend von städtischen Straßenbahnen genutzt wird und damit der Höchstfördersatz unzulässig war. Der Bau von Straßenbahnlinien wird in der Regel nach GVFG mit maximal 75 % bezuschusst. Die Ausfinanzierung der Baumaßnahme durch eigene Mittel des ZVMS oder der Stadt Chemnitz erscheint entsprechend der Beschlusslage nicht hinreichend gesichert.

Zudem wurde die Stufe 2 des „Chemnitzer Modells“ als Teil  eines  Rahmenplanes mit einem Gesamtbetrag von 292,77 Mio. EUR zum GVFG Bundesprogramm – Stufe C mit einem förderfähigen Betrag in Höhe von 157,99 Mio. EUR angemeldet. Die im Bundesprogramm  nach dem GVFG enthaltenen Aussagen sind lediglich deklaratorisch. Sie haben keine Außenwirkung und entfaltet keine Rechtsansprüche. Nach meinen Erkenntnissen müssen darüber hinaus alle Teile eines Rahmenplanes realisiert werden um die Förderfähigkeit zu erhalten.  Über die Straßenbahnstrecke hinaus ist nicht erkennbar, ob das gesamte „Chemnitzer Modell“ realisiert werden kann. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass nach derzeitigem Kenntnisstand vertragliche Vereinbarungen mit dem zuständigen Aufgabenträger für die DB- Strecken nicht vorliegen und nur eine Ausschreibung für die Entwurfs- und Genehmigungsplanung für den Eisenbahnanteil durch den ZVMS erfolgt ist. Für die Strecke von Chemnitz nach Limbach-Oberfrohna erteilt der ZVMS lediglich allgemeine Auskünfte. Finanzielle Festlegungen sind bisher nicht erfolgt.

Zudem erscheint die Förderung der Stufe 2 des „Chemnitzer Modells“ auch im Hinblick auf § 2 Abs. 2 ÖPNVFiNVO nicht gesichert. Lediglich für die Strecke von Chemnitz nach Limbach-Oberfrohna wird unter Verzicht auf die Prüfung der Verkehrsnachfrage eine Förderung in Aussicht gestellt. Für die Strecke von Chemnitz nach Thalheim müßte im Vorjahr demzufolge eine Verkehrsnachfrage von mindestens 300.000 Personenkilometern je Streckenkilometer nachgewiesen werden. Die Planunterlagen enthalten hier keine Aussage.

Widersprüche ergeben sich auch aus den Annahmen zu den voraussichtlichen Kosten. Während im Planverfahren die Kosten laut Feststellungsbericht mit 33 Mio. EUR beziffert 
werden, weist der Vertrag der Stadt Chemnitz mit dem ZVMS bereits am 22.1.2014 Investitionskosten in Höhe von 43 Mio. EUR aus. Die  Mehrkosten in Höhe von  10 Mio. EUR mit einem prozentualen Zuwachs von 30 v.H. sind zu erläutern. Möglicherweise ergeben sich auch Auswirkungen auf die Kostenrelationen der Trassenvarianten. Die wirtschaftlichen Abwägungen müssen gegebenenfalls abweichend berücksichtigt werden. 
Gleichzeitig bestehen Zweifel an der verkehrlichen Notwendigkeit einer Straßenbahntrasse über die Reichenhainer Straße. Nach Einschätzung des Unterzeichners ist das vorhandene Bussystem in vollem Umfang ausreichend. Das ergibt sich auch aus den Feststellungen der Stadtverwaltung im Rahmen der Evaluierung zum Nahverkehrsplan gemäß der Informationsvorlage I-021/2012 Anhang 3 Seite 5 zu Anlage 2. Danach ist auf der Linie 51 über die Reichenhainer Straße durch erfolgte Verdichterfahrten eine Überfüllung der Busse nicht mehr relevant und kein Schwerpunkt zu erwarten.

Mit der Antwort zur Ratsanfrage RA-333/2014 Tz. 5 sieht die Stadt kein Erfordernis für Fahrten der Straßenbahnlinie 2 zum Hauptbahnhof. De facto bestehe eine Direktverbindung mit der Buslinie 51 zum Hauptbahnhof und das zur Gleichbehandlung mit anderen Stadtteilen  als vertretbar erscheine. Damit dürfte die Schlussfolgerung, dass die Stadt Chemnitz selbst keinen Bedarf an einer zusätzlichen Straßenbahntrasse im Hinblick auf das Passagieraufkommen hat, zulässig sein.

Das Betriebskonzept des ZVMS sieht 130 Fahrten durch die CVAG je Tag und Richtung vor. Zusätzlich erfolgen 3 Fahrten je Richtung und Stunde durch Dieselelektrische Zweisystembahnen der Linien 510,520,525 vor. Da die Zweisystembahn Citylink 228 Personen befördern könnte und die Variobahn eine Transportleistung mit 189 Personen erbringen kann, ergäbe sich eine Beförderungskapazität mit ca. 40.000 Personen je Tag und Richtung. Unter Berücksichtigung von Hin- und Rückfahrten entspricht dies einer Beförderungskapazität von ca. 80.000 Personen je Tag. Da die Planzahlen des ZVMS einen Beförderungsbedarf von insgesamt 8.800 Personen je Tag vorsehen, dürfte die Beförderungskapazität völlig überdimensioniert sein. Dies gilt auch aufgrund der Prämisse, dass außerhalb der Semester und am Wochenende das Fahrgastaufkommen deutlich unter 2000 Personen je Tag liegen dürfte. Die Offenlegung der tatsächlichen Verkehrszahlen scheint erforderlich. 
Ein Beförderungsbedarf von 8.800 Personen ist darüber hinaus nicht geeignet, die Maßnahme insgesamt als wirtschaftlich zu erachten. Regelmäßig ist bei Stadtbahnsystemen zum wirtschaftlichen Betrieb ein Beförderungsbedarf abhängig von der maximalen stündlichen Belastung von ca. 20.000 Personen je Tag und Richtung erforderlich (Quelle: Dr.-Ing E.h. Harry Hodius in „Der Stadtverkehr-Ausgabe Nr. 1 -2/2014). In einem öffentlichen Vortrag zum Bau einer Campusbahn in Aachen erläuterten Prof. Dr. Adolf Müller-Hellmann und ASEAG Chef Michael Carmincke, das ein Bussystem mit mehr als 30.000 Fahrgästen pro Tag und Richtung an seine Grenzen stoße. Hiervon ist der Beförderungsbedarf an der TU in Chemnitz mit insgesamt maximal geplanten 8.800 Personen je Tag weit entfernt. Herr Prof. Dr. Müller-Hellmann ist im übrigen Mitglied des Aufsichtsrates der CVAG. Da eine Bedarfsüberprüfung im Rahmen eines NVP nicht stattgefunden hat, dürften Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen dringend erforderlich werden. 
Die City-Link Fahrzeuge von Vossloh-Kiepe/Vossloh-Espana  sind mit einem angebotenen Stückpreis von 5,25 Mio. EUR erheblich teurer als normale Straßenbahnen. Es erscheint eine Überprüfung der standardisierten Bewertung dringend erforderlich. Dem Unterzeichner ist bekannt, dass ein Rechtsanspruch auf Berücksichtigung  der Nutzen-Kosten-Untersuchung (NKU) im Planfeststellungsverfahren nicht besteht. Es wird jedoch die Notwendigkeit gesehen, dass die Landesdirektion mangels Vorverfahren durch einen NVP und fehlender Vorlage im Stadtrat von Chemnitz die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens in eigener Verantwortlichkeit prüft, falls das Verfahren nicht bereits aus formellen Gründen zurückgewiesen wird.
Die Unsicherheit in der standardisierten Bewertung ergibt sich auch aus der Tatsache, dass im Plangebiet mit insgesamt 2.613 Einwohnern (EW) zusätzlich durch Überlappung von 1.289 EW mit anderem Nahverkehr ein erheblicher Einnahmezuwachs durch Anlieger nicht erwartet werden kann. Zusätzliche Einnahmen sind aufgrund der Semestertickets für Studenten auch aus dem Kreis der Studenten nicht zu erwarten. Der zu erwartende Fahrgastrückgang durch die Abbindung des Ortsteiles Reichenhain, des Friedhofs, des Sportforums, des Sportgymnasiums, der JVA Sachsen und des TU- Teiles Erfenschlager Straße sind in ausreichender Weise zu würdigen. 
Zu berücksichtigen ist zusätzlich, dass wesentliche Verkehrsminderungen nicht durch den Bau der Straßenbahntrasse sondern im Bau der Verbindungsstraße zwischen Werner-Seelenbinder-Straße und der Verlängerung der Fraunhofer Straße begründet sind. Bereits hierdurch wird der MIV stark zurückgehen, so dass die Annahmen zur Verkehrssicherheit und die ökologischen Auswirkungen in  der NKU einer erweiterten Überprüfung bedürfen.

Die Wichtigkeit einer Allee im Stadtbild wird in den Planunterlagen hinreichend dargestellt und begründet. Es fehlt jedoch an einer sachgerechten Abwägung zur Abholzung der bestehenden Allee,  zumal sich die Stadt Chemnitz durch den Beitritt zum Planungsverband Region Chemnitz im Regionalplan  mit dem zugehörigen „regionalen Fachbeitrag zum Landschaftsrahmenplan“ dem Alleenschutz verpflichtet hat und die sachgerechten Pflege und langfristigen Erhalt gewährleisten muß  (Blatt 3.2.5-5). Diese Ziele kann der ZVMS nicht eigenmächtig unterlaufen.
Daneben wurde das Habitat in der Allee offensichtlich nicht untersucht. Neben Platanen sind auch Linden und eine Stileiche von einer möglichen Fällung betroffen. Vögel und Kleinlebewesen sind vorhanden. Die Umweltuntersuchung ist m. E. nicht vollständig.

Die geprüften Trassenvarianten lassen keine Abwägung erkennen, die dem Erhalt der Allee hinreichende Priorität einräumen. Die Variante 2 über das Sportgelände der TU und die Untervariante 4 -Trasse in Seitenlage -  bieten bei sachgerechter Abwägung und Planung hinreichende Möglichkeiten, den Alleebestand zu erhalten. 

Der Unterzeichner ist durch die Maßnahmen auch unmittelbar betroffen.

Durch die hohe Zugfolge im Mischverkehr von Straßenbahnen und Zweisystemfahrzeugen nach dem zweigleisigen Ausbau sind gesundheitliche Schäden durch zunehmenden Lärm, Erschütterungen, Luftverunreinigungen durch Ruß und Abgase der dieselelektrischen Fahrzeuge sowie Elektrosmog zu befürchten. Schienenlärm verursacht anerkanntermaßen Schlafstörungen und leistet Herz-Kreislauf-Erkrankungen Vorschub. Mein Recht auf körperliche Unversehrtheit wird unmittelbar verletzt (Art. 2 Abs. 2 GG).

Zum Erhalt meiner Gesundheit werden sowohl während der Bürotätigkeit als auch Nachts  die Fenster zumindest teilweise geöffnet, um eine ausreichende Sauerstoffversorgung zu gewährleisten. Ein passiver Lärmschutz wäre daher nicht hinreichend. 

Der Trassenbau ist mit der Fällung der aufstehenden Allee auf der Reichenhainer Straße verbunden. Hierdurch wird der Freizeit-, Erholungs- und Wohnwert in unzumutbarer Weise gemindert. Ich nutze die Allee vor allem für Spaziergänge. Insbesondere an Wochenenden ergibt sich kaum Verkehr, so dass auch meine Freizeitaktivitäten eingeschränkt werden.

Eine Neupflanzung von Bäumen würde eine ökologische Wirkung erst nach ca. 15 bis 20 Jahren entfalten. Die stadtgestalterische und ökologische Wirkung ginge auf Jahre verloren. Insgesamt wird sich der Verkehrswert der Immobilie mindern. Wertbeeinflussend sind insbesondere störende Lärmemissionen, Abgasbelastungen und Erschütterungen. Dies führt zu einem niedrigeren Beleihungswert, so dass zusätzliche Sicherheiten zu stellen wären. Aufgrund der Eigentumsverletzung nach Art. 14 GG wird vom Vorhabenträger ein angemessener Ausgleich verlangt.

Im Zuge der langfristigen Bauarbeiten im Bereich der Reichenhainer Straße werden meinem Unternehmen Umsätze entzogen. Die Einfahrt auf unser Grundstück wird während und nach der Bauzeit durch Einengung des Wendekreises im Haltestellenbereich nicht mehr möglich sein. Unsere Mandanten hätten keine Parkmöglichkeit, zudem wäre die Zufahrt zum Fabrikgebäude mit  Lastkraftwagen ausgeschlossen. Unsere Mandanten werden zu Mitbewerbern wechseln, da sie den Baustellenverkehr meiden. Ich bin daher auch in meiner Berufsausübung und in meinen Eigentumsrechten berührt. 
Daneben wird der ÖPNV während der Baumaßnahme unmittelbar negativ beeinflußt. Die Pünktlichkeit auf den Linien 2 und  51 kann nicht mehr gewährleistet werden.

Die abweichenden Verkehrszahlen zwischen Feststellungsbericht und Lärmschutzgutachten sowie dem Gutachten zum Körperschall machen eine Neubewertung der Feststellung erforderlich. Zudem gehen die Gutachten bei der Bewertung  von Flüsterleisen Bremssystemen aus. Die Festlegung, dass altes rollendes Material wie die Tatra-Fahrzeuge der CVAG auf der Strecke nicht zugelassen werden, wird beantragt.
Ein Beweissicherungsverfahren auf Kosten des Aufgabenträgers ist durchzuführen und wird beantragt.

Mit freundlichen Grüßen
Uwe Warschkow

